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Stinkreich und Bettelarm

Trübe  Aussicht?   Wir wünschen allen unseren Leserinnen und Lesern trotzdemein gutes
Jahr. Wir wünschen uns, dass die Bürgerinnen und Bürger nicht mehr alles hinnehmen.
Der Satz: „Wer sich nicht wehrt, lebt verkehrt!“ wird immer wichtiger.

Wir leben in einem reichen Land.

Bruttoinlandsprodukt:
2.600.000.000.000  Euro

Geldvermögen:
4.800.000.000.000  Euro

Immobilienwerte:
9.500.000.000.000  Euro

Anderseits gibt es  jetzt fast 900 Tafeln
in Deutschland, die 1,5 Millionen Men-
schen mit Lebensmitteln versorgen.
Bald drei Millionen Kinder gelten als
arm. Überhaupt leben in etlichen
Großstädten von Berlin bis Duisburg
ein Fünftel bis ein Viertel der Bevölke-
rung unterhalb der Armutsgrenze.
Der Anteil eines großen Teils der Be-
völkerung am „deutschen Reichtum“
wird ständig geringer. Der preisbe-
reinigte Durchschnittslohn liegt un-
ter dem Niveau von 1991.
Der Paritätische Wohlfahrtsverband
hat kurz vor Weihnachten seinem
neuen Armutsbericht veröffentlicht.

Demnach hat die Armutsgefähr-
dungsquote mit 15,1% einen neuen
Höchststand erreicht. Mehr als zwölf
Millionen Bundesbürger leben in pre-
kären Verhältnissen. Allein 2011 sei
die Armut mit vier Prozent so schnell
gewachsen wie nie zuvor. Dass die
Arbeitslosenzahlen in dieser Zeit
sogar rückläufig waren, ist ein Indiz
für die zunehmende Amerikanisie-
rung des Arbeitsmarktes.
Die ungebrochene Fortsetzung der
rot-grünen Agenda-Politik durch die
von Merkel geführten Regierungen
vertieft  die  soziale  Spaltung  in
Deutschland.  Sie ist für Millionen Men-
schen zur existentiellen Bedrohung
geworden.

Warum schreiben wir das in unserer
Stadtzeitung?

Damit darüber geredet wird!  Bei der
Bürgermeisterwahl und anderen Ge-
legenheiten. Wer etwas verändern
will, muss die Wahrheit aussprechen.

Farbe bekennen
Nein zum Schutzschirm!
In vielen Städten und Gemein-
den wird zurzeit über den
„Schutzschirm“ des Landes Hes-
sen für besonders hoch verschul-
dete Kommunen gesprochen.
18 Millionen Euro könnte Mör-
felden-Walldorf „umschulden“,
wenn die Stadt das Angebot an-
nimmt. Ihre Schulden wäre die
Stadt damit noch lange nicht los.
Die Folge wäre die völlige Auf-
gabe der Kommunalen Selbst-
verwaltung. Die Stadt wäre auf
Jahrzehnte zu einer Haushalts-
führung gezwungen, die auf
Schließung oder Verkauf städti-
scher Einrichtungen hinausläuft.
Streichung der Vereinszuschüs-
se, höhere Gebühren und neue
Steuern kommen auf die Ein-
wohnerinnen und Einwohner zu.
Die DKP/Linke Liste sagt des-
halb deutlich „Nein zum Schutz-
schirm“. Die CDU und ihre Bür-
germeisterkandidatin sagen
„Ja“. Der amtierende Bürger-
meister hat Bedenken geäußert,
aber die Stadt verhandelt mit
dem Land über den Beitritt. Der
Hessische SPD-Vorsitzende hat
den „Schutzschirm“ ein „mieses
und erpresserisches Spiel der
Landesregierung“ genannt. SPD,
Grüne und ihr Bürgermeister-
kandidat sind gefordert, Farbe
zu bekennen, ob sie dieses Spiel
mitmachen. Vor dem Wahlter-
min am 3. März !

Gerd Schulmeyer
Bürgermeisterkandidat
der DKP/Linke Liste
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Tuff  Täää . . .

Tätscheln
Bedeutung:  als Liebkosung mit der flachen
Hand mehrmals sehr leicht schlagen

Wasser bis zum Hals
Wenn einem das Wasser bis zum Hals
steht, braucht man da einen Ret-
tungsschirm?

Der SPD-Grün-geführte Kreis Groß-
Gerau ist unter den „Rettungsschirm“
geschlüpft. Mit Plakaten empfingen
vorher Kolleginnen und Kollegen der
Kreisverwaltung die Kreistagsmit-
glieder. Sie machten deutlich, dass
sie dringend davon abraten dem
„Schutzschirm“ zuzustimmen. Ihre
Demo war berechtigt. Dort, wo die
Kommunen unter den „Schirm“ gin-
gen, werden vor allem Sozialleistun-
gen gekürzt. Deshalb sind auch Ge-
werkschaften gegen den Schwindel
der CDU-Regierung in Hessen. Mit
dem Beschluss, sich den Schutz-
schirmbedingungen zu unterwerfen,
wird die kommunale Selbstverwal-
tung zu Grabe getragen.  Viele Sozial-
demokraten und Grüne  wissen es.
Dann wundern sie sich, wenn man-
che Leute gleich CDU wählen.

„Marktkonform“
„Wir leben ja in einer Demokratie und das
ist eine parlamentarische Demokratie und
deshalb ist das Budgetrecht ein Kernrecht
des Parlaments und in sofern werden wir
Wege finden, wie die parlamentarische
Mitbestimmung so gestaltet wird, daß sie
trotzdem auch marktkonform ist“, sagt
Bundeskanzlerin Merkel.

Marktkonform?  Schröder, Merkel,
Steinkühler, Bouffier und viele ande-
re  plappern nur nach, was ihnen Chef-
ökonomen, Unternehmensberater,
Vorstandschefs und deren Werbe-
agenturen jahrelang einflüstern.
Dabei werden ständig die Reichen
reicher und die Armen ärmer. Markt-
konform! Aber es gibt doch „Fachleu-
te“ - hört man - Leute wie Philipp Rös-
ler.  Den zwar kaum einer ernst nimmt,
der aber gleichwohl noch immer Wirt-
schaftsminister der Bundesrepublik
Deutschland ist. Wessen Geschäft
betreibt er?
Das jetzt begonnene neue Jahr  ist ein

Was unterscheidet die SPD von ei-
nem Langholzfuhrwerk?
Beim Langholzfuhrwerk kommt erst
das dicke Ende und dann die rote
Fahne . . .

Tätscheln

Was die SPD-Landtagsfraktion vom Schutz-
schirm des Landes Hessen angeblich hält,
zeigt ihr finanzpolitischer Sprecher Nor-
bert Schmitt im Internet.
Was die SPD bei uns macht, erfahren sie
sicher demnächst in dieser Zeitung.

Mal so, mal so

Wahljahr. Bürgermeister, Landtag,
Bundestag werden neu gewählt.
Wir müssen den Tatsachen viel tiefer
ins Auge sehen. Nachdenken und rich-
tig wählen. Vor allem keine Merkel-
leute und keine FDP-Schniegelbubis.
Überlegen, was es mit den „Schutz-
schirmen“ auf sich hat. Die SPD ist
meist „dagegen“ und stimmt dafür.
Genau hinsehen - Steinbrück will ja
auch „marktkonforme Demokratie“.
Überall geht es letztlich um nichts
anderes als die Einführung betriebs-
wirtschaftlicher und marktorientier-
ter Verwaltungsmanagement-Me-
thoden. Zurückgedrängt werden
demokratische Prinzipien und des
Haushaltsrecht der Kommunalparla-
mente.  Die Ökonomisierung aller Le-
bensbereiche wird zur alles bestim-
menden Handlungsmaxime, wobei
der Grundsatz gilt: Viele bekommen
weniger, damit es einigen Wenigen
besser geht. Dagegen müssen wir
uns wehren, die richtigen Fragen stel-
len und richtig wählen: Links.
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Während Deutschlands Städte um
Weihnachten im Lichterglanz er-
strahlten, sieht es für immer mehr
Menschen buchstäblich düster aus.
Schätzungen gehen davon aus, dass
bis zu 800.000 Haushalte, das ent-
spräche einer Quote von zwei Pro-
zent, in diesem Jahr  wegen Zahlungs-
rückständen von der Strom- und/
oder Gaszufuhr abgeschnitten wur-
den. Gegenüber 2011, als laut offiziel-
len Erhebungen 312.000 Haushalte
von Sperrungen betroffen waren,
wäre das mehr als eine Verdoppe-
lung.

Rasant steigende Energiepreise füh-
ren dazu, dass viele Hartz-IV-Leis-
tungsbezieher und zunehmend auch
Geringverdiener nicht mehr in der
Lage sind, die monatlichen Abschlä-
ge fristgerecht zu bezahlen. Dies führt
für die Betroffenen zu entwürdigen-
den Lebensumständen und kann im

Kaum sind die Raketen
verglüht,  da krachen
die Preiserhöhungen

Viel Diskussionen um den sogenann-
ten „Kommunalen Schutzschirm“.
Viele haben es mittlerweile begriffen:
Die Hessische Landesregierung bie-
tet den verschuldeten Kommunen
ein „vergiftetes Geschenk“ an.
Thorsten Schäfer-Gümbel, der Chef
der SPD im Landtag meinte in Trebur:
„Das ist ein mieses und erpresserisches
Spiel der Landesregierung“.
Den unter der Finanznot leidenden
Kommunen wird in Hessen angebo-
ten freiwillig unter einen „Kommuna-
len Schutzschirm“ zu gehen. Den Ge-
meinden sollen Schulden abgenom-
men werden, gleichzeitig müssen sich
die Städte verpflichten, selbst zu kür-
zen und zu streichen. Man greift da-
mit ein in die Selbstverwaltung. Zu-
schüsse - z.B. an die Vereine - sind
dann meist nicht mehr möglich.
Die DKP/Linke Liste hatte zum Haus-
haltsplan 2013 in Mörfelden-Walldorf
einen Antrag eingebracht, in dem es

„Das ist ein mieses und erpresserisches
Spiel der Landesregierung“

u.a. hieß:  „ Die Stadtverordnetenver-
sammlung der Stadt Mörfelden-Walldorf
lehnt die angebotene „Hilfe“ des Landes
Hessen durch den sogenannten „Schutz-
schirm“ als völlig unzureichend ab und
protestiert gegen die damit verbundene
weitestgehende Einschränkung der kom-
munalen Selbstverwaltung...“
Der Antrag wurde abgelehnt.

Die hohe Verschuldung der Kommu-
nen ist in der Regel nicht selbst ver-
schuldet, sondern Folge einer Finanz-
politik des Bundes und der Länder,
die hohe Vermögen, hohe Einkom-
men, Aktien- und Spekulationsgewin-
ne nicht angemessen besteuert;  die
den  Kommunen  zu  wenig finanzielle
Mittel bereitstellt, um ihre verfas-
sungsmäßigen Aufgaben erfüllen zu
können und die ihnen immer mehr
Aufgaben aufbürdet, ohne für einen
entsprechenden finanziellen Aus-
gleich zu sorgen.

Die  hessischen Kommunen werden
jetzt genötigt, die Grundsteuer und
andere Steuern, Kitagebühren und
Eintrittspreise für öffentliche Einrich-
tungen drastisch zu erhöhen, neue
Steuern einzuführen und gleichzeitig
wichtige Einrichtungen wie Bibliothe-
ken, Bürgerhäuser und Schwimmbä-
der zu schließen.
Die unteren Einkommensgruppen
werden hierdurch besonders hart
getroffen, ihnen und ihren Kindern
wird ein angemessener Anteil am
gesellschaftlichen Reichtum vorent-
halten, ihre Bildungs- und Entwick-
lungsmöglichkeiten werden weiter
eingeschränkt.
Unsere Stadt hat wie die meisten Kom-
munen ein  „Einnahmeproblem“. In-
sofern ist die Forderung nach Mehr-
einnahmen unverzichtbar und der
Abbau notwendiger kommunaler
Leistungen und weitere Belastungen
der Einwohnerinnen und Einwohner
zurückzuweisen.

Nun ist es spannend, wie sich die hie-
sige SPD und die Grünen verhalten.

Extremfall sogar Gefahr für Leib und
Leben bedeuten.

Für Privathaushalte steigen im kom-
menden Jahr die Strompreise vor-
aussichtlich so drastisch an wie nie
zuvor: Das Internetvergleichsportal
Verivox hat berechnet, dass Elektrizi-
tät um durchschnittlich 13-20 Prozent
teurer wird.

Eine vierköpfige Familie mit einem
Verbrauch von 4.000 Kilowattstun-
den muss dann im Durchschnitt statt
derzeit 1.030 Euro rund 1.163 Euro
pro Jahr zahlen. Verantwortlich für
den Preisanstieg sind zusätzliche Ge-
winne der Energiekonzerne und zahl-
reiche von der Bundesregierung er-
hobene Abgaben. Hinzu kommen hö-
here Netzkosten. Verbraucher müs-
sen außerdem für Entlastungen zah-
len, die die Regierung Teilen der In-
dustrie bei den Stromkosten gewährt.

Private Haushalte müssen im nächsten Jahr durchschnittlich
rund 130 Euro zusätzlich zahlen
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Herzlichen Dank
allen, die dem
„blickpunkt“
helfen.

Kreissparkasse Groß-Gerau
Konto 9003419, BLZ 50852553

Aus der Stadtverordnetenversammlung
Die DKP/LL-Fraktion hatte zum
Haushaltsplan 2013 einen Antrag
eingebracht in dem es u.a. hieß:

Sozialen Wohnungsbau
in Eigenregie
aufnehmen
Die Stadt Mörfelden-Walldorf wird
sich wieder selbst beim Bau von Sozi-
alwohnungen in städtischem Eigen-
tum engagieren. Sie legt entsprechen-
de Planungen im Jahr 2013 vor.

Aus der Begründung:
In diesem Jahr wurde in der Fortschrei-
bung des Wohnraumversorgungskon-
zepts der Bedarf an angemessenem und
auch bezahlbarem Wohnraum erneut
bestätigt.
Für private Investoren, die von der Stadt
mit günstigen Darlehen unterstützt wer-
den, scheint der Bau von Sozialwohnun-
gen profitabel. Anstatt städtische Darle-
hen an private Bauherrengemeinschaf-
ten oder Bauunternehmen zu vergeben
sollte mehr Geld zur Schaffung städti-
schen Wohneigentums aufgewendet
werden, über das die Stadt dann auch
verfügen kann.
Gerade angesichts der Entwicklungen auf
dem „Finanzmarkt“ gewinnt kommuna-
les Wohnungseigentum, das der Speku-
lation entzogen ist, an Bedeutung. Wir
bringen deshalb das Thema erneut auf
die Tagesordnung.

Der Antrag wurde von SPD, Grünen,
FDP und CDU abgelehnt  - dabei

hätten die Ablehner die
ernsten Fakten wissen können -
sie standen in der Zeitung:

Wohnraum
wird
knapper
Die Anzahl öffentlich geförderter
Wohnungen sinkt in Mörfelden-Wall-
dorf immer weiter.

In Mörfelden-Walldorf fehlt Wohn-
raum.

Die Lage auf dem Wohnungsmarkt in
Mörfelden-Walldorf wird sich weiter
verschärfen. Zu diesem Schluss
kommt das Institut Wohnen und
Umwelt (IWU), das im Auftrag der
Stadt das Wohnraumversorgungs-
konzept fortgeschrieben hat.

Schwer werden es nach Einschätzung
des Instituts vor allem kleine Haus-
halte mit geringem Budget haben –
für sie werde kaum neuer Wohnraum
gebaut. In der Regel sei diese Ziel-
gruppe aber auch nicht so zahlungs-
kräftig, als dass sie sich frei finanzierte
Neubauwohnungen leisten könnte.
Die Zahl der Sozialwohnungen in
Mörfelden-Walldorf ist allerdings rück-
läufig. Gab es 2010 noch 642 öffent-
lich geförderte Wohnungen, werden
es 2020 rund 600 sein. Zugleich sind
bei der Stadt rund 170 Haushalte
wohnungssuchend gemeldet.

Bei der Struktur des Wohnungsbe-
stands fällt auf, welch geringen Anteil
Appartments und Ein-Zimmer-Woh-
nungen haben. Private Bauträger
setzten vor allem auf mittelgroße
Wohnungen mit mindestens zwei,
eher aber drei und mehr Räumen.

...

Besonders eklatant ist die Lage bei
Ein- und Zweizimmerwohnungen.
Dort deckt die durchschnittliche Woh-
nungsfertigstellung zwischen 2001
und 2010 gerade einmal 20 bis 30
Prozent des rechnerischen Bedarfs
bis 2020. Die sich abzeichnende Ver-
sorgungslücke wird mittelfristig wohl
zu Angebotsknappheit und Preisan-
stiegen führen.  ...
                         (Aus: Groß-Gerauer Echo)

Erich Mühsam

KALENDER 1913

Januar:
Der Reiche klappt den Pelz empor,
und mollig glüht das Ofenrohr.
Der Arme klebt, daß er nicht frier,
sein Fenster zu mit Packpapier.

Februar:
Im Fasching schaut der reiche Mann
sich gern ein armes Mädchen an.
Wie zärtlich oft die Liebe war,
wird im November offenbar.

März:
Im Jahre achtundvierzig schien
die neue Zeit hinaufzuziehn.
Ihr, meine Zeitgenossen wißt,
daß heut noch nicht mal Vormärz ist.

Vor genau 100 Jahren wurden diese
Zeilen veröffentlicht.
Erich Mühsam war deutscher Schrift-
steller, Publizist und Antimilitarist.

In der Nacht des Reichstagsbrandes
wurde er von den Nazis verhaftet und am
10. Juli 1934 von der SS-Wachmannschaft
des KZ Oranienburg ermordet.

Zum neuen sozialen Anstrich des
SPD-Kanzlerkandidaten erreichte
uns folgende Zuschrift:

Der Obergockel der SPD kräht:
„Deutschland braucht soziale Gerech-
tigkeit und eine solidarische Gesell-
schaft.“ Das ist gut und richtig.

Es hat zwar lange gedauert, aber für
Veränderungen ist es nie zu spät.

Nur wie soll das ohne die Linke ge-
hen?

Sozial gerecht ist:

- eine Mindestrente über 900 €

- ein Mindeststundenlohn von10€

- eine deutliche Erhöhung des
Hartz-4-Satzes.

- Gleichstellung des Regelsatzes
von Kindern und Erwachsenen.

Bauernregel: Kräht der Hahn auf dem
Mist, ändert sich das Wetter oder es
bleibt so wie es ist.

Man kann ihn auch online lesen.
www.dkp-mw.de

blickpunktblickpunkt

. . . aus der Post
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Die Stadtverordnetenversammlung
hat jetzt beschlossen: Der Opfer poli-
tischer Verfolgung in der Zeit der Nazi-
Herrschaft soll auf verschiedenen
Ebenen gedacht werden. Zum einen
wird eine Stele errichtet, dort, wo das
ehemalige Mörfelder Rathaus stand.
Zum anderen mit einer Homepage,
auf der genaue Daten über die Ver-
folgten zu finden sind. Dieses Inter-
netportal wird so angelegt, „dass sie
für Lehrer und Schüler als Ergänzung und
Vertiefung des Unterrichts sowie außer-
schulischer Projekte geeignet ist“, sagte
Bürgermeister Heinz-Peter Becker
(SPD).
Die Arbeitsgruppe „Erinnerungsar-
beit“ hat sich darauf verständigt, auf
der Homepage der Stadt Bild- und
Tondokumente zur Geschichte der
Opfer der Nazi-Herrschaft einzustel-
len und zu erläutern.
„Die AG-Erinnerung hält es für richtig,
den politisch Verfolgten auch im öffent-
lichen Raum zu gedenken", erklärte der
Bürgermeister. Die Stele wird deshalb
die Namen der politisch Verfolgten
aus der Doppelstadt enthalten. Sie
soll gerade dort am alten Rathaus
stehen, weil es in der Nazi-Zeit der Ort
war, an den viele Verfolgte nach ihrer
Festnahme gebracht wurden. Man-
che wurden dort verprügelt und an-
schließend ins KZ Osthofen oder in
eines der nahe gelegenen Gefängnis-
se verschleppt. „Die Namen der Betrof-

Gedenkstätte für die vom Faschismus politisch
Verfolgten beschlossen

fenen sollen zugleich Würdigung und
Mahnung sein.“
Es hat lange gedauert bis diese Wür-
digung erfolgt. Mehrmals hatte die
DKP in der Stadtverordnetenver-
sammlung entsprechende Anträge
gestellt.
Die „Arbeitsgruppe Erinnerung“, in
der die DKP aktiv mitarbeitet, hat gute
Ergebnisse vorgelegt die jetzt die
umgesetzt werden sollen. Wir sind
zufrieden über diese Entwicklung.
Mit unseren eigenen Forschungen
und in unserer in diesem Jahr vorge-
legten Broschüre konnten wir bele-
gen, dass es in Mörfelden und Wall-
dorf mehr als 100 politisch Verfolgte
gab - es waren vorwiegend Mitglieder
der KPD.

In unserer Stadt wurde über die Zeit
des Faschismus von 1933 bis 1945
schon viel erforscht und veröffent-
licht.  Die DKP hat viel dazu beigetra-
gen. Früh erinnerten wir in Mörfelden
und Walldorf an die vergessenen jü-
dischen Nachbarn und es waren Mit-
glieder der DKP, die im Jahre 1978 das
ehemalige KZ-Außenlager in Walldorf

entdeckten und dokumentierten.
1980 wurde auf unsere Initiative dort
ein Gedenkstein gesetzt.
Am 25. Oktober 1983, beschloss die
Stadtverordnetenversammlung ein-
stimmig den DKPAntrag „Errichtung
eines Gedenksteines am Standort der
ehemaligen Mörfelder Synagoge“.
Ein gutes Beispiel der Gedenkarbeit
sind Stolpersteine. In Mörfelden-Wall-
dorf beschloss die Stadtverordneten-
versammlung am 19.7.2005 auf Initi-
ative der DKP die Umsetzung des
Kunstprojekts von Gunter Demnig
„Stolpersteine gegen das Vergessen“.
Der Förderverein Jüdische Geschich-
te und Kultur im Kreis Groß-Gerau
übernahm die Organisation.
Inzwischen wurden 54 Steine in Mör-
felden und  Walldorf verlegt.
Das Buch dazu - „Steine gegen das
Vergessen“ -  wurde zu einer beispiel-
haften Begleitung der Aktion.
In Mörfelden gibt es u.a. eine Thäl-
mannstraße einen Salvador-Allende-
Platz und ein großes Denkmal für die
Erbauer des Volkshauses. Auch das
ist antifaschistische Arbeit.
Die DKP hat mit ihren Anträgen und
Initiativen, mit einem „Stadtgang auf
den Spuren der Arbeiterbewegung“
und Ausstellungen auch den Weg zu
den jüngsten Vorhaben bereitet.
Wir freuen uns über die jetzt beschlos-
sene Gedenkstätte.  Nichts und nie-
mand soll vergessen sein.

Aus der Stadtverordnetenversammlung

Energiegenossenschaft gegründet
Unter dem Namen BürgerEnergieRheinMain eG hat sich eine Genossen-
schaft in unserer Stadt gegründet. Ausgehend von dem Gedanken der
Energiewende - weg von fossilen Energieträgern, Reduzierung gesund-
heitsschädlicher Abgase - ist das Engagement lobenswert.
Nicht jeder Bürger hat ein Haus, kann eine Solaranlage installieren;
Windräder oder Biogasanlagen sind für den Privatmann nicht zu realisie-
ren. Die Zukunft muss den dezentralen kleinen Energieerzeugern gehö-
ren. Jetzt hat man die Möglichkeit mit Hilfe der Genossenschaft alterna-
tive Energie zu erzeugen und ins Strom- oder Gasnetz einzuspeisen.
Bei einer Informationsveranstaltung am 5. Dezember wurde die Genos-
senschaft den Bürgern vorgestellt. Über 100 Personen zeigten Interesse.
Optimistisch macht der Start, denn schon 42% der Anlagesumme der
ersten drei Photovoltaikanlagen waren bereits gezeichnet.
Es ist keine Henne, die goldene Eier legt. Die Verzinsung des Nachrang-
darlehens - es wird mit der Anteilzeichnung fällig - von 3% stimmt
manchen Bürger sicher nicht euphorisch, doch man ist Idealist, wenn es
um saubere Energie geht.                                                                                  rd

Wer interessiert sich für
Kommunalpolitik?

Wer möchte helfen
den „blickpunkt“

zu verteilen?

Wer möchte in
der DKP mitarbeiten?

Kontakt:
GerdSchulmeyer@gmx.de
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Was Konservative unter Sparen ver-
stehen, wenn es um öffentliche Haus-
halte geht, ist ja im Prinzip bekannt:
Vorrangig haben sie die sogenann-
ten „freiwilligen Leistungen“  im Blick,
dagegen kämpfen sie auf der Einnah-
meseite um niedrige Steuern für Un-
ternehmen und Gewerbe. Auch das
Vorgehen, in kleinen Kungelrunden
hinter verschlossenen Türen alle we-
sentlichen Eckpunkte schon fest-
zulegen, um einer öffenlichen Debat-
te aus dem Weg zu gehen, ist uns
bekannt.
Insofern verwunderte es nicht, dass
der Rüsselsheimer Bürgermeister
Patrick Burghardt (CDU) die Vorstel-
lung seiner Haushaltsentwurfs für
2013 mit den Worten einleitete:  „Wir
haben jahrelang über unsere Verhältnis-
se gelebt!“
Unerwartet war dann aber doch, wie
radikal Burghardt, früher CDU-Stadt-
verordneter in unserer Stadt,  in die
Axt an die verbliebenen freiwilligen
Leistungen ansetzen will und offen
z.B. die letzte Schwimmhalle und das
Theater der 60.000-Einwohner-Stadt
in Frage stellte. Auf den Prüfstand
gehören nach Auffassung des Käm-
merers auch das Freibad, die Volks-
hochschule, die drei Stadtbüros, die

Bustaktung im öffentlichen Nahver-
kehr, das Stadtmuseum und die Mu-
sikschule. Burghardt wörtlich:  „Darf
man sich einen solchen Luxus in der Haus-
haltssituation, in der wir stecken, erlau-
ben?“•
Offenbar will Burghardt die Stadt
darauf vorbereiten, unter den hessi-
schen „Rettungsschirm“ zu gehen.

Gegen eine Schließung von Theater
und Musikschule gab es schon Pro-
testaktionen, in der Stadtverordne-
tenversammlung - flankiert von der
Linken/Liste Solidarität. Ihr Konzept
gegen den sozialkulturellen Kahl-
schlag sieht so aus: Unnötige Ausga-
ben vermeiden,
Kinder und Soziales stärken. Dabei
können unterm Strich noch beträcht-
liche Summen eingespart werden:
Größter Posten ist z.B. eine insgesamt
35 Millionen Euro teure Brücke, die
zur Anbindung eines umstrittenen
und überdimensionierten Einkaufs-
zentrums auf öffentliche Kosten ge-

Blick über den Tellerrand:
Aus der Rüsselsheimer Haushaltsrunde

baut werden soll. Sie ist verzichtbar
und würde für Rüsselsheim und das
Land Hessen auf Dauer eine verlore-
ne Investition größten Ausmaßes dar-
stellen. Dringend notwendige Inves-
titionen würden dadurch auf Jahr-
zehnte abgewürgt.
Weiterhin will die Liste Solidarität auf
den millionenschweren Austausch
des intakten Pflasters in der Markt-
straße verzichten, der gerade von der
Stadtverordnetenversammlung mit
SPD-Grünen-Mehrheit beschlossen
wurde.
Rund 650.000 Euro würde nach Mei-
nung der Linken/Liste Solidarität die
überfällige Anhebung der Gewerbe-
steuer auf das Niveau von vor 1998
einbringen. Etwa 750.000 Euro könn-
ten im Bereich Wirtschaftsförderung/
Standortmarketing eingespart wer-
den, über 200.000 Euro bei Gutachten
und Beratungskosten.

Ohnehin gilt: Das beste Marketing für
Rüsselsheim ist eine gute städtische
Angebotslage in den Bereichen Bil-
dung, Kultur, Sport und Soziales - und
das trifft auch auf Mörfelden-Walldorf
zu.

Schlechter Service - Teure Preise
Zur Ankündigung des Rhein-Main-Verkehrsverbundes (RMV), die Fahr-
preise am 9. Dezember um durchschnittlich 3,9 Prozent zu erhöhen,
erklärt Dietmar Treber, Stadtverordneter der DKP/Linke Liste in Mörfel-
den-Walldorf: „Wer von Mörfelden oder Walldorf mit der Bahn unterwegs ist,
für den gehören Verspätungen bis zu 30 Minuten zum Alltag. Defekter Aufzug,
schlechte Beleuchtung rund um den Bahnhof, kein barrierefreier Zugang zu den
Gleisen, bei Regenwetter riesige Wasserpfützen in der Mörfelder Bahnhofsunter-
führung kommen hinzu“. ...   „Vor diesem Hintergrund ist die jetzt wirksame
Preiserhöhung ein Schritt in die völlig falsche Richtung und von der Bevölkerung
nicht nach zu vollziehen. Der RMV ist bundesweit überdies schon jetzt einer der
teuersten Verkehrsverbünde.“
Ziel sollte an sich sein, den ÖPNV für alle Menschen erschwinglich zu
halten und das Angebot und den Service auszubauen. Das ist sowohl
unter ökologischen wie auch unter volkswirtschaftlichen und sozialpo-
litischen Gesichtspunkten sinnvoll und geboten.
Der ÖPNV in Hessen sei chronisch unterfinanziert, und diese Situation
werde sich in den kommenden Jahren noch verschärfen, wenn die
Landesregierung nicht aktiv die Förderung des ÖPNV angehe. Schwarz-
Gelb in Hessen setze stattdessen auf eine Zunahme des motorisierten
Individualverkehrs. Eine Verkehrswende sei dringend nötig.
Treber: „Die DKP/ LL fordert daher mehr Geld aus dem Landeshaushalt für den
ÖPNV. Es muss darum gehen, ein flächendeckendes, barrierefreies und für alle
Bürger/innen bezahlbares ÖPNV-Angebot aufrecht zu erhalten und auszubau-
en.“

Auf dem
richtigen
Dampfer

Herzlichen Dank allen,
die dem

„blickpunkt“ helfen:

Kreissparkasse Groß-Gerau
Kto 9003419, BLZ 50852553
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Für ein Nachtflugverbot  von 22 bis 6 Uhr

Was es alles gibt
In der Fernsehsendung ttt (titel,
thesen, temperamente) wurde
mitgeteilt, dass anläßlich des
Rheingau Musikfestivals die Flug-
route umgelegt wurde, damit das
Musikspektakel nicht „gestört“
wird. Sponsor des Festivals: Fra-
port.

Jumbo auf falsche Bahn
geschickt
Ein Jumbo-Jet hat im November Kurs
auf die neue Landebahn Nordwest
genommen. Dort dürfen Maschinen
dieses Typs aber gar nicht aufsetzen.
Die Boeing 747 startet kurz vor dem
Aufsetzen mit vollem Schub durch.
In Kelsterbach und Flörsheim war es
deutlich zu hören. Im letzten Moment
hatte der Fluglotse bemerkt, dass die
Maschine der United Airlines auf der
Nordwest-Landebahn gar nicht lan-
den darf. Das Flugzeug drehte über
Flörsheim, Wicker und Weilbach ab
und setzte dann aus Osten kommend
erneut zur Landung auf der Südbahn
an.
Für Fachleute ein Unding, denn eine
durchstartende Maschine macht
nicht nur einen Höllenlärm, sondern
stößt wegen des vollen Schubs auch
enorm viele Schadstoffe aus.
Zum Vorfall erklärte das Bündnis der
Bürgerinitiativen gegen den Flugha-
fenausbau, derartige Fehler passier-
ten wegen einer mangelhaften Per-
sonalausstattung bei der Flugsiche-
rung. Im Sommer habe die Flugsiche-
rung erst nach zwei Minuten bemerkt,
dass ein über Rheinhessen einschwe-
bendes Flugzeug den vorgegebenen
Kurs verlassen habe.

Unterschreibt den
Appell aus

Mörfelden-Walldorf!

Auf unserer Webseite
www.dkp-mw.de

gibt es die Unterschriftslisten.

An die
DKP/LL-Fraktion der
Stadtverordnetenversammlung
Rathaus

Baumfäll-Aktionen (Hessenforst)

Sehr geehrte Damen und Herren,

vor 2 Jahren wurden am Ortsrand im
Staatforst westlich von Walldorf ca.
800 Festmeter wertvoller Buchenbäu-
me gefällt und vorzugsweise an pro-
fessionelle Brennholzhändler ver-
scherbelt. Der Abtransport erfolgte
mit großen professionellen Fahrzeu-
gen. Mit Schleppern wurden mehrere
Stämme gleichzeitig mittels Winden
und Ketten aus dem Wald gezogen
und auf Sattelschlepper verladen.
Hierbei wurde weder Rücksicht auf
noch stehende Bäume, noch auf die
Verdichtung des Waldbodens ge-
nommen. Auch die Waldwege wur-
den beim Abtransport durch tiefe
Furchen schwer beschädigt.

Anfang Oktober fielen wieder die
Bäume, nein, dies Mal nicht für den
Flughafen, sondern im gleichen Ter-
rain, wie bereits oben beschrieben.
Durch diese erneute Aktion sind
bereits mehrere große Freiflächen im
Wald entstanden.

Dieses Waldgebiet bietet für Walldor-
fer Bürger einen wichtigen Lärm-
schutz gegen startende Flugzeuge
von der Startbahn West. Zusätzlich
ist dieses Waldstück ein beliebtes
Naherholungsgebiet, ganz zu schwei-
gen von der Funktion des Waldes
zum Klimaschutz.

Politiker und Stadtverordnete wur-
den weder über das Vorhaben noch
den Vollzug informiert. Es kann doch
einfach nicht sein, dass Beamte aus
der Ferne am grünen Tisch entschei-
den und ohne Rücksicht auf die Gege-
benheiten vor Ort willkürlich Wald
vernichten, der gerade im Umfeld des
Flughafens für die Bevölkerung eine
wichtige Funktion (Lärmschutz etc.)
erfüllt.
Ich bin der Meinung, dass seitens der
Landesregierung, gerade hier in der
Region, sensibler mit derartigen Vor-
haben umgegangen werden sollte.
Mich interessiert, ob Ihnen das Aus-
maß dieser Aktion bewusst ist und
was Sie tun, um zukünftig solche Ak-
tionen zu verhindern.

Mit freundlichen Grüßen
Robert Luft, Altköngistr. 9

Der Brief wurde von der Stadt an
Hessenforst weitergeleitet.
Von dort erhielt Herr Luft inzwischen eine
vollkommen unbefriedigende Antwort.

. . . aus der Post

Dem Flughafen
Grenzen setzen!

Für ein absolutes
Nachtflugverbot
von 22 bis 6 Uhr!

Gesundheit
geht vor Profit!

Gerd Schulmeyer
Bürgermeisterkandidatder DKP/Linke Liste
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Schbrisch

Prost Neijohr,
e Brezzel

wie e Scheierdoor,
en Kuche wie e Oweplatt,

do werrn merr
all minanner satt!

Stadtgeschichten

KuBa
Veranstaltungen
im  Kulturbahnhof
Mörfelden

Erzählcafé im KuBa - Der Kampf ist noch nicht zu Ende
Samstag, 12. Januar 2013, 16 Uhr
Eine Informations- und Diskussionsveranstaltung
über die Bewegung gegen die Startbahn/West
mit Zeitzeugen.

Das Vinyl wird gerettet!
Donnerstag, 17. Januar 2013, 20 Uhr
Oldies, Beatmusik, Folk und Soul aus den 60ern und 70ern,
Plattenausstellung & Musikquiz.
Wer möchte, kann eigene Platten mitbringen.

16 Bit - Konsolenabend
Freitag, 18. Januar 2013, 20 Uhr
Eine Reise zu den Anfängen der Konsolenspiele.
Musik von DJ Seb McKracken.

Das Brennmaterial wie
Holz und Kohle für das
Heizen der Wohnung und
zum Kochen der täglichen
Nahrung, aber auch zum
Waschen der Wäsche, hatte noch bis in
die 1960er Jahre einen hohen Stellen-
wert. Im Sommer hieß es in den Familien:
„Wir müssen jetzt Geld zurücklegen für
Holz, Kohle und Briketts.“ Während der
Kriegs- und Nachkriegsjahre waren u. a.
auch Kohle und Briketts rationiert, sodass
verstärkt Holz in den hiesigen Wäldern für
den Hausbrand geschlagen wurde. Da
hieß es dann 1, 2 oder auch 3 Raummeter
Rund- oder Scheitholz beim Förster be-
stellen und nach der Zuteilung vom Bauer
mit Fuhrwerk heimfahren lassen. Es muss-
te nochmals gespalten und zum Trock-
nen im eigenen Garten oder wie in Wall-
dorf auf dem gemeindeeigenen Holzplatz
aufgesetzt werden. Nach dem Abtrock-
nen (nach etwa einem Jahr) wurde es von
den sogenannten „Holzschneidern“ auf
Ofenlänge geschnitten, dann kleinge-
hackt und wieder aufgesetzt bis zur Ver-
wendung. Zusätzlich und aus Ersparnis-
gründen gab es noch den anderen, aber
nicht weniger aufwendigen Weg der Holzbeschaffung, bei dem auch die Kinder mit eingespannt waren. Mit Holz-
Lesescheinen konnte man an bestimmten Tagen in der Woche mit  Schubkarren oder Handwagen  im Wald auf dem Boden
liegendes Astholz einsammeln und heimfahren. Praktiziert wurde aber auch vereinzelt der verbotene und - wenn vom
Förster erwischt - mit Strafe belegte Weg, bei dem so manches Bäumchen, manchmal auch bei Nacht, abgesägt und
heimtransportiert wurde. Unser Foto aus dem Jahre 1939 zeigt die Holzstöße auf dem damaligen „neuen“ Holzplatz
gegenüber der SKG-Gaststätte in der Trift (der „Alte“ lag mehr in Richtung Mörfelden). Die drei jungen Männer, die davor
sitzen, sind von links: Erich Messerschmidt, Konrad Jakob und Wilhelm Wagner.

Harald Pons – „nicht ganz solo“
Samstag, 19. Januar 2013, 20 Uhr
Gesang, Gitarre, Mandoline, irische Bouzouki
Christoph Mann: Gitarre, Gesang - Ulrike Schaub:
Gesang  -  Tom Steinel: Bass
Eintritt: € 6 | VVK im Kuba

Namibia – Das schwierige Erbe des Kolonialismus
Donnerstag, 24. Januar 2013, 20 Uhr
Information- und Diskussionmit Bernd Heyl

Quiz-Night
Freitag, 25. Januar 2013, 20 Uhr

Handarbeiten im KuBa! Der KuBa StrickStickKick
Samstag, 26. Januar 2013, 18 Uhr


